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595. Mittag⸗Ausgabe. 


Deut ſchland. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 18. Dezember. (Abend ⸗Sitzung.) 
46. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 7% Uhr. Die Tribünen find mäßig, die Bänke des Hauſes ſehr 
ſchwach beſetzt. Am Miniſtertiſche mehrere Regierüngs⸗Commiſſarien. 

Es wird gleich in die Tagesordnung eingetreten: Fortſetzung der Berathung 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes, und zwar in die Specialdebatte über 
85 1—4 und das hierzu vom Abg. Glaſer geſtellte Amendement. { 

Abg. p. Bonin ſpricht gegen § 4 der Regierungsvorlage, da durch bie 
darin enthaltenen Beſtimmungen unnütze Verzögerungen und Hemmniſſe der 
Genoſſenſchaften hervorgerufen und durch die Oberauſſicht der Staatsbehörde 
ein neues Feld für mißliebige Maßnahmen und kleinliche Nörgeleien, Nicht⸗ 
beſtätigungen ꝛc. hervorgerufen würden. Die Stellung der Ober⸗Präſidenten 
werde dadurch auch nur unangenehmen Conflicten ausgeſetzt. : 

Abg. Schulze (Berlin) ſpricht gegen das Amendement Glaſer, da es die 
Thaͤtigteit der Vereine zu ſehr beſchränkt. 

(Vice⸗Präſident Stavenhagen übernimmt den Vorſitz.) 5 

Abg. Glaſer empfiehlt ſein Amendement, das den Zweck habe, daß die 
Vorſchußvereine ſich beſchränken ſollen auf das Darlehnsgeben an die Mit⸗ 

lieder der Vereine, damit es nicht Schwindelunternehmungen werden. Re⸗ 

erent Abg. Lasker bekämpft das Amendement Glaſer. j 

Das Amendement Glaſer zu § 1 wird abgelehnt, dafür nur ein Theil der 
Conſervativen, dagegen auch die freie conjerbative Vereinigung. x 

„(Miniſter Gra benplitz tritt ein.) § 1 der Regierungsvorlage wird 
mit großer Majorität angenommen; dafür auch ein Theil der Conferbativen, 
u. A. Graf Bethuſy⸗Huc, Graf zu Eulenburg ꝛc. Zu $ 2 hat Abg. 
Wendiſch das Amendement geſtellt: „Für den 0 der Annahme des Re⸗ 
. den Zuſatz zu beſchließen, daß für bereits beſtehende 

enoſſenſchaften die ſchriftliche Abfaſſung des Geſellſchaftsvertrages genügt.“ — 
Er befürwortet denſelben. j : 

Reg.⸗Commiſſar Eck wünſcht aber die Wiederherſtellung der Beſtimmung, 
daß der Geſellſchaftsvertrag notariell abgeſchloſſen werden müſſe, und er⸗ 
klärt ſich mit dem Amendement Wendiſch einverſtanden. 

Referent Lasker hält an erſter Stelle den Commiſſionsentwurf, der nur 
die ſchriftliche Abfaſſung des Vertrages verlangt, aufrecht, da genügende 
Sicherheit dadurch geboten und durch notarielle Verträge nur unnütze Koſten 
erwachſen. Im Falle der Ablehnung des Commiſſionsantrages ſchließt er ſich 
dem Amendement Wendiſch an. ; 

Das event. Amendement Wendiſch zur Regierungsvorlage wird mit ſehr 
großer Majorität angenommen. . 

Der § 2 wird darauf nach der Form des Commiſſionsentwurfs ange⸗ 


nommen. 

Zu § 3 hat Abg. Glaſer mehrere Amendements geſtellt, welche den Ge; 
ſchäftsbetrieb der Genoſſenſchaften auf eine beſtimmte Summe im Verhältniß 
zum Vereinsvermögen beſchränkt wiſſen wollen und wonach das Vermögen 
nur in Staatspapieren oder bankmäßigen Wechſeln angelegt werden ſoll. 

Abg. Sommer hat das Amendement geſtellt, daß der Geſellſchaftspertrag 
die Formen für die Legitimation der Vorſtandsmitglieder enthalten ſolle. Er 
befürwortet denſelben. 

Abg. Schulze erklärt ſich gegen die Amendements Glaſers als unge⸗ 
rechtfertigt und unzweckmäßig. Die Solidarhaft iſt zur Zeit noch nöͤthig, 
weil fie bei vielen Vereinen noch die einzige Creditbaſis iſt. 

Abg. Leſſe ſpricht gegen das Amendement Sommers und empfiehlt 
den Zuſatz der Commiſſion, betreffend die Beſtimmung der Blätter, in denen 
die Bekanntmachungen des Vereins veröffentlicht werden ſollen, das Amts⸗ 
blatt genügt nicht. 

e Eck erklärt ſich mit dem Amendement Sommers 
einverſtanden. 

Abg. Wagener erklärt, daß er principieller Gegner des ganzen Geſetzes 
ſei, aus 4 Gründen: 1) weil die ganze Sache noch nicht ref zur Geſetz⸗ 
gebung ſei; 2) weil zu viele Dinge im Geſetze vermengt würden; 3) weil 
die Freiheit der Entwicklung der Genoſſenſchaften durch das Geſetz nur ge⸗ 
hemmt würde und 4) weil er Gegner der Solidarhaft iſt. — Er bezweifelt 
die großen Ausſichten und Hoffnungen, die Abg. Schulze von der Entwicke⸗ 
lung der Genoſſenſchaften habe. — Die Coalitionsfrage ſei viel wichtiger und 
werde mehr zur Löſung der ſocialen Frage beitragen, als die Genoſſenſchaften, 
welche nur im Stande wären, den kleinen Geſchäftsbetrieb noch eine Weile 
vor dem Verſchlingen durch das grobe ar en zu hüten. Er gi gegen die 
Solidarhaft im Ae e Abg. v. Vincke, der dieſelbe jo ſehr betont 
habe, er könne wobl für die Solidarität dieſes Hauſes 3; B. fein, die Soli: 
darhaft aber einzuführen, dagegen werde ſich wohl auch Ahg. v. Binde ſcheuen. 
(Heiterkeit.) Denn Solidarhaft und Solidarität ſei ein Unterſchied. Redner 

eht darauf auf die Frage der Staatshilfe über und anerkennt die Ver dienſte 

aſſalle s: die Nationalökonomie der Bourgeoiſie werde in Folge des allge⸗ 
meinen Wahlrechts wohl bald Schiffbruch leiden. — Der Verkehr müſſe ſchließ⸗ 
lich mit Hilfe des Staatsvermögens in andere Bahnen gelenkt werden. — 
Für die Vorſchußvereine könnte das vorliegende Geſetz wohl paſſen, die an⸗ 
deren N ſeien noch zu wenig entwickelt. . 

Abg. v. Vincke (Hagen) wendet ſich gegen den Vorredner, mit der Be⸗ 
merkung, daß ſich mit allgemeinen Redensarten hier nichts machen laſſe. Das 
Geſetz ſei vollkommen berechtigt, um den Genoſſenſcha ten, die durch das Han⸗ 
delsgeſetzbuch nicht berückſichtigt ſind, den f en Rechtsſchutz angedeihen zu 
laſſen. Die Genoſſenſchaften haben ſich hinreichend 1 . wenn Jemand 
das noch in Zweifel zieht, fo iſt das ein Zeichen, daß er ſich zu wenig damit 
beſchäftigt; die Genoſſenſchaften haben gerade den Zweck, dem Großcapital 
Concurrenz zu machen, und das können fie eben nur durch die Solidarhaft 
und der Staat muß ihnen die Concurrenz erleichtern durch den nöthigen Rechts⸗ 

chutz. — Ich habe N keineswegs mit Solidarität verwechſelt; der 

bgeorbnete für Naugard that fo, als ob ich geſagt, daß Solidarhaft zwischen 
den Mitgliedern dieſes Hauſes eingeführt werde, alſo ich z. B. mit meinem 
Vermögen für den Abgeordneten für Naugard bürgen ſollte; ich habe von 
der Solidarität der politiſchen Intereſſen dieſes Hauſes geſprochen mit Bezug 
auf das Wohl unſeres Vaterlandes; nur einzelne Mitglieder, meinte ich, ſeien 
gewiſſermaßen verantwortlich für die Beſchlaſſe des Hauſes; für das Vermb⸗ 
gen des verehrten Vorredners übernehme ich indeß keine WN (Hei⸗ 
terkeit.) Redner wendet ſich ſodann gegen die Beſtimmungen der Glaſerſchen 
Amendements als nachtheilig, hemmend und undurchführbar. 

Wenn der Vorredner die Coalitionsfreiheit ſo betont, ſo gehört das zwar 
nicht hierher, der vorliegende Geſetzentwurf will aber gleichfalls eine Coalitions⸗ 
Freiheit für die Genoſſenſchaften. Wenn nun Abg. 

eifterung für die Staatshilfe jo weit geht, daß er nicht nur gleichen Rechts, 

ſchut vom Staate, ſondern wirkliche materielle Unterſtützungen für die Arbeis 
ter will, alſo ein ſociales Gängelband des Staates einführen, fo iſt dies das 
Verwerflichſte, was man ſich denken kann. Gerade das Gefühl, feine Kräfte 
frei bewegen zu können, ift eine gute Grundlage für die Entwickelung der 
Einzelnen; dieſe geſunden Grundlagen ſtärken die Genoſſenſchaften, nehmen 
Sie deshalb das Geſetz an, welches ihnen Rechtsſchutz angedeihen läßt. 
(Beifall links.) 

Der Schluß wird angenommen; Abg. v. Blanckenburg bemerkt, daß 
fi) Abg. Vincke wohl geirrt habe, wenn er den Abgeordneten für Naugard 

emeint habe 11 5 fi er; Abg. v. Binde erklärt, daß er den Abg. Wagener 
m Auge gehabt habe. N 

Referent Lasker bekämpft die Glaſer'ſchen und befürwortet das Som⸗ 
mer ſche Amendement, die Amendements Glaſer mer Commftehnt, das Amen⸗ 
dement Sommer angenommen und darauf § 3 der Commiſſionsvorlage. 

au $ 4 nimmt Abg. v. Kardorf das Wort, um zu erklären, daß er und 
ein Theil ſeiner politiſchen Grabe für den Commiſſionsentwurf jtimmen 
würden, weil das Geſetz auf geſunden wirthſchaftlichen, echt conſervativen 
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1. 


Grundlagen beruhe; auch er halte das Oberaufſichtsrecht des Oberpräfidenten 


nicht für wünſchenswerth, dem Abg. Wagener habe er zu bemerken, daß er 
die eigene Erfahrung von der vortheilhaften Wirkung der Genoſſenſchaften ge⸗ 
macht habe, indem ſie oft das Mittel geweſen wären, um die kleinen Ge⸗ 
werbetreibenden aus der Hand der Wucherer zu befreien. \ 

Abg. Schulze bekämpft in längerer Ausführung die Re 5 
die das Sberaufſchtsrecht der Ober⸗Präſtdenten ſtakuirt wiſſen will. Wenn 
dieſe angenommen würde, würden die meiſten Genoſſenſchaften lieber auf die 
im Gejepentwurf ihnen zuerkannten Rechte verzichten. Die Genoſſenſchaften 
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ſind keine politiſchen Vereine; die Regierung ſcheint lediglich dadurch zu dieſer 
Anſicht gekommen zu ſein, daß von conſervativer Seite der Verſuch gemacht 
worden ift, conſervative Vorſchußvereine zu gründen; er giebt eine Blumen⸗ 
leſe aus ſolchen Statuten, wo es u. A. heißt, daß jede nicht conſervative Ab⸗ 
ſtimmung von der Wohlthat des Darlebnsempfanges ausſchließt. Wirklich 
ſolide Vorſchußvereine treiben keine Politik — die Sympathie, welche Abg. 
Wagener für die arbeitenden Klaſſen zu haben ſcheint, iſt eigenthümlicher 
Natur; fie zeigt ſich hauptſächlich in Zeiten, wie die der Wahlen und gegen 
ſolche Leute, die mit materiellen Mitteln zu haben find, eine allgemeine Sym: 
pathie für Menſchen, die jelbftftändig ‚And und jelbitftändig denken lernen 
wollen — denn dieſe werden auch leicht politiſch ſelbſtſtändig, ſcheint Abg. 
Wage nicht zu haben. Be i 

bg. Wagener erklärt die Motive, die Abg. Schulze ihm untergeſchoben, 
für unwahr und die ganze non für parlamentariſch unpaſſend. 2 
ie ne Stavenhagen erklärt, daß dies Letztere zu beurtheilen feine 

ache ſei. 

Abg. Schulze erklärt, daß er feine Anführungen nicht ohne Grund ges 
than; Abg. Wagener ſtehe mit der Vorſchußkaſſe des preußiſchen Volksvereins 
in Verbindung. x 

§ 4 der Regierungsvorlage wird abgelehnt, der Commiſſionsentwurf ange 
nommen, ebenſo merden § 5 des Commiſſtonsentwurfs und $ 6 mit dem 
geſtern mitgetheilten Amendement Hammacher angenommen; die folgenden 
Paragraphen bis 57 incl. werden nach der Faſſung der Commiſſionsvorlage 
und darauf das ganze Geſetz mit den in der Sperialberathung beſchloſſenen 
Aenderungen mit großer Majorität angenommen. (Beifall im Hauſe.) — Die 
mit Bezug hierauf eingegangenen Petitionen werden für ang. erklärt. — 
Schluß 10 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag. Tagesordnung: Einverleibung 
Schleswig⸗Holſteins, Vertrag mit Oldenburg und Veränderung der Verfaſſung 
in Bezug auf die Zahl der Abgeordneten und Medicinalgeſetz. 

Freitag letzte 814 8 bis 7. Januar. 

4. Sitzung des Herrenhauſes. 
Berlin, 19. Dezember. 

Eröffnung 11% Ubr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch: die Miniſter Graf zur Lippe, v. Selchow, Graf Itzenplitz und 
mehrere Regierungs⸗Commiſſarien. > 

Präſident Graf Eberhard zu Stolberg: Wernigerode theilt mit, 
daß vom auswärtigen Ministerium verſchiedene Friedensverträge eingegangen 
ſind. — Nach einer Mittheilung des Miniſters des Innern iſt der Landrath 
a. D. v. Wedell auf Kremptzow, Kreis Saabzig, Graf Fürſtenberg, 
welche beide als Vertreter des alten und befeſtigten Grundbeſitzes präſentirt 
werden, zu Mitgliedern des Herrenhauſes ernannt worden ſind. — Es werden 
außerdem 2 Schreiben des Miniſteriums des Innern verleſen, worin mitge⸗ 
theilt wird, daß der Beſchluß des Herrenhauſes, betr. die e 
der Mitgliedſchaft des Herrenhauſes des Grafen v. Weſtphalen, von Sr. 
Majeſtät dem König beſtätigt worden tft, ſowie daß Graf Eduard v. Gra⸗ 
bowski, da er ſein Gut, welches ihn zur Mitgliedſchaft des Hauſes berech⸗ 
tigte, verkauft habe, dieſer Mitgliedſchaft verluſtig gegangen ſei. — Verſchie⸗ 
dene Geſetze ſind aus dem Abgeordnetenhauſe herübergekommen, u. A. des 
Staatshaushaltsgeſetz. — Das Haus ertheilt dem Präſidenten auf feinen 
Wunſch die Erlaubniß, bei Feſtſtellung der T.⸗O. für die Dauer der Seſſion 
von der Einhaltung der Beſtimmung der Geſchäftsordnung, wonach die Com⸗ 
miſſionsberichte 3 Tage vor der Verhandlung in den Händen der Mitglieder 
ſein müſſen, Abſtand nehmen zu dürfen. — Der Präſident 1 — mit, daß die 
3jährige Amtsperiode des bisherigen Mitgliedes der Staatsſchulden⸗Commiſ⸗ 
ſion, des Hrn. p. Katte, abgelaufen ſei und deshalb in der nächſten Sitzung 
eine Neuwahl ſtattfinden müſſe. — Der Präſident begrüßt ſodann die neu 
Nlettende Mitglieder des Hauſes v. Wedell und v. Bodelſchwingh⸗ 
Plettenberg. 

Es findet darauf die Vereidigung der noch nicht auf die Verfaſſung ver⸗ 
eidigten Mitglieder des Hauſes, der Herten v. Elsner und v. Bodel⸗ 
ſcheingh an. N 

Es wird darauf in die T.⸗O. eingetreten, deren erſter Gegenſtand die 
Verhandlung über die Verordnung vom 11. . d. J., betreffend die Auf: 
hebung der Zinsbeſchränkung (Wuchergeſetz), iſt. Die Commiſſion beantragt: 
Das Herrenhaus wolle 1) der Verordnung vom 12. Mai 1866 die verfaſſungs⸗ 
mäßige Genehmigung ertheilen, 2) ebenſo dem von der Commiſſion . 
ten Geſetzentwurf, nach dem die Zinsbeſchränkungen bis zum 1. April 1866 
aufzuheben ſind; das Geſetz ſoll an Stelle der Verordnung dom 12. Mai 
1866 treten; 3) die Beſchlüſſe sub 1 und 2 für untrennbar erklären; 4) den 
vier Reſolutionen der Commiſſton beitreten, durch welche die Regierung auf⸗ 
gefordert wird gegen die Ausbreitung von Noth und Unerfahrenheit Vor⸗ 
kehrungen zu treffen; die Kündbarkeit neuer Darlehne mit einer Friſt von 
3 Monaten feſtzuhalten oder einzuführen, bei welchen höhere Vortheile, als 
bisher bedungen ſind; die Aufhebung der Schuldhaft zu erwägen; auf Ver⸗ 
änderung des Erbrechts im Grundbeſitze Bedacht zu nehmen; 5) die am 
5. September d. J. bereits gefaßte Reſolution, welche auf eine Hypotheken⸗ 
reform hinweiſt, von Neuem anzunehmen. — Gr. v. Rittberg ſtellt den 
e die Regierung zu erſuchen, zur Erleichterung des Geld⸗ 
verkehrs und zur Beförderung des Credits der Gutsbeſitzer in den dazu ge⸗ 
eigneten Städten Umſchlag termine in's Leben zu rufen, wie ſie in Neuvor⸗ 
pommern und Mecklenburg beſtehen. 

Das Amendement wird ausreichend unterftüßt, 

Berichterſtatter v. Brünned: acobau: Die Commiſſion war darin 
einig, daß unſere weſentlich veränderten Verkehrsverhältniſſe eine Veränderung 
unſerer Geſetzgedung bedingen; daß, im Falle die Wuchergeſetze aufgehoben 
werden, auch eine Reform des Hypothekenweſens und unſerer Subhaſtations⸗ 
Geſetzgebung noͤthig ſei, daß bei der Freigebung des Zinsſatzes auch die Schuld⸗ 
haft fortfallen, ſowie daß dem Richter in dieſem Falle das Recht eingeräumt 
werden muſſe, im concreten Falle zu unterſuchen, ob beim Darlehnsgeſchäft 
dies ſittliche Verbrechen der Ausbeutung fremder Noth vorliegt, und dieſes zu 
beſtrafen. Mit Bezug auf die Regierungsverordnung machten ſich jedoch in 
der Commiſſion drei Anſichten geltend: die Einen wollten der Verordnung 
den eben zuſtimmen, die Andern wollten fie ganz verwerfen, die Majo- 
rität ſchlaͤgt Ihnen den Ausweg vor, die Verordnung nur bis zum 1. April 
fortbeſtehen zu laſſen. Die große 3 der Commiſſion war der Anſicht, 
daß eine bedingungsloſe Annahme der Verordnung als bleibendes Geſetz bei 
der gegenwärtigen Lage unſeres Hypothekenweſens, beſonders für den Grund⸗ 
beſitz, nochtheilig und verderblich ſei. Durch die einſtweilige Aufhebung bis 
zum 1. April 1868 hofft nun die Majorität, die Staatsregierung zu veran⸗ 
laſſen, bis dahin die nöthigen geſetzlichen Reformen herbeizuführen; dann, 
meinte dieſe, werde man der Frage wieder näher treten und die Folgen noch 
beſſer beurtheilen können; der Nothſtand, der die Verordnung herborgerufen, 
werde dann auch vielleicht vorbei ſein. RN ö 

Die eine Minorität jedoch hielt dieſen Weg für nicht richtig und bezwei⸗ 
felte, daß das gewünſchte Ziel dadurch erreicht werde; ſie hielt das Fortbe⸗ 
ſtehen der Verordnung für bedenklicher, als den früheren Zuſtand, und fürch⸗ 
tete, daß ſpäter die Aufhebung der Verordnung ſehr unwahrſcheinlich, ja un⸗ 
möglich werden würde. Dies Letztere iſt auch meine perſönlichr Anſicht. 
Wenn wir die Regierungsvorlage annehmen, fo iſt die Folge davon die bes 
dingungsloſe Sreigebung des Zinsſatzes; denn die Beibehaltung der darin 
5 eſchränkungen wird dann eine juridiſche und moraliſche Un⸗ 
möglichkeit. Nehmen wir den Antrag der Commiſſion an ſo iſt die logiſche 
und factiſche Conſequenz ſchließlich auch die Annahme der Regierungsvorlage; 
denn was Sie heute nicht thun wollen, werden Sie dann ſpäter nicht thun 
können. Wollen Sie alſo nicht eine völlige Aufhebung der Wuchergeſetze, 
dann ſtimmen Sie ſowohl für die Ablehnung der Regie rungsvorlage, als des 
Commiſſionsvorſchlages. 2 

err Dr. Dernburg befürwortet den Commiſſtons⸗Antrag, damit die 
Staatsregierung in der Zwiſchenzeit Zeit gewinne, die nöthigen geſetzlichen 
Reformen herbeizuführen und vor allen Dingen die Aufhebung der Schuldhaft 
zu bewerkſtelligen, ohne welche die Aufhebung der nchen de ſehr nach⸗ 
theilig fein würde. Er erinnert an die nordamerikaniſchen Verhältniſſe, wo 
trotz der ee der Schuldhaft der Handel blühend und die Ereditber- 
hältniſſe in gutem 78 wären. 

Frhr. Senfft v. Pilſach: Der Herr Juſtizminiſter hat früher geſagt, es 
fei nicht möglich, den Zinsfuß durch das Geſetz zu controliren, und Geiz und 
Panſuctt würden durch das Geſetz ſich nicht ändern. Das gebe ich zu; ich 

ann es aber nicht für die Sache der engen ag halten, etwas für un⸗ 
ſträflich zu proclamiren, was ſeit Jahrtauſenden als Sünde verabſcheut war, 


Zeitun 


edition: Hertenſtraße Rr. 20 Außerdern Übernehmen alle Poſt⸗ 
Aalen — auf die Zeitung, welche ü und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 20. Dezember 1866. 


Ich glaube, die moſaiſche Geſetzgebung iſt beſſer als die hier beabſichtigte. 
Außerdem aber müßte doch das Geſetz auch für die neuen Landestheile Gel⸗ 
tung haben, wenn es geſetzlich publicirt würde; dazu können wir nicht unſere 
Zuſtimmung geben, ohne die Vertreter derſelben zu hören. Ich werde gegen 
Alles ſtimmen. ; 

Herr v. Below: Ich ſchließe mich den Ausführungen des Herrn Prof. 
Dernburg an. Ich bin ſchon zu alt geworden, um mich der Hoffnung hinzu⸗ 
geben, das Hypothekenweſen und das kleine Gewerbe u. ſ. w. werde nach Auf⸗ 
hebung der Zinsbeſchränkungen beſonders erblühen. Aber unſere Zeit hat 
ſich an einen raſchen und beguemen Verkehr gewöhnt und deswegen bin ich 
für den Vermittelungsvorſchlag. F 

Miniſter Gr. zur Lippe: Die Regierung hat Ihnen die Verordnung vom 
12. Mai d. J. in der ſicheren Hoffnung vorgelegt, daß Sie nachträglich Ihre 
Genehmigung dazu ertheilen würden. Der Commiſſionsantrag will einen 
Mittelweg einſchlagen; er will die Verordnung genehmigen, aber durch ein 
Geſetz dieſelbe nur bis zum 1. April 1868 in Geltung laſſen und die Com⸗ 

miſſion ſchlägt vor, dieſe Anträge für untrennbar zu erklären. Was ſoll das 
aber bedeuten? Sie wollen eine Verordnung auf eine gewiſſe Zeit genehmi⸗ 
gen und ſich vorbehalten, ſie nach einiger Zeit wieder zu verwerfen; Sie 
wollen ſich die Möglichkeit vorbehalten, die Verordnung am 1. April 1868 
aus der Welt zu ſchaffen und dann wieder die Beſchränkungen einzuführen, 
wie ſie vor dem 12. Mai d. J. beſtanden haben. Ein ſolcher Zuſtand iſt aber 
im Intereſſe des Verkehrs völlig unthunlich. Sie wollen ferner die Regierung 
und den anderen Factor der Geſetzgebung in ſeinen Beſchlüſſen beſchränker. 
Ein ähnlicher Vorgang iſt im September d. J. zwar auch vorgekommen; da 
lag die Sache aber anders. Die Regierung war damals mit dem Abgeord⸗ 
netenhauſe einverſtanden, daß ſchon jetzt der Moment da war, die betr. Ver⸗ 
ordnung wieder aufzuheben, und der Termin der Aufhebung wurde berabrebet. 
Sie aber wollen hier der Regierung einen Zwang anthun. Ich halte das 
für 6 bedenklich gegenüber einer Verordnung, welche Gefech 
werden ſo 

In Bezug auf die Anſicht, daß dies Geſetz, wenn die Verordnung geneh⸗ 
migt würde, auch ſogleich in den neuen Landestheilen Giltigkeit habe, bemerke 
ich, wenn es ſich eigentlich auch nur um die Genehmigung der en 
handelt, daß, wenn das Geſetz die Zuſtimmung beider Häufer des Landta 
erhält, ſein Wirkungskreis ſelbſtverſtändlich nur ſewelt geht, als der der Verfaſ⸗ 
ſung, d. h. vorläufig nur die alten preußiſchen Provinzen. Der Referent hat 
richtig ausgeführt, daß es nur zwei Wege gebe: entweder die Genehmigung 
ertheilen oder verſagen. Der vorgeſchlagene Mittelweg iſt unpraktiſch. Sie 
glauben nun durch die Verweigerung Ihrer Zuſtimmung die Regierung vor 
einem großen Irrthum zu bewahren. Am Ende April und Anfang Mai 
mußte die Regierung nothwendig durch die Geſetzgebung den Verhä 1 * 
Abhilfe ſchaffen und fie hat Alles gethan, was ihr möglich war, durch Be⸗ 
ſchaffung von Geld durch Darlehnskaſſen und Aufhebung der Zinsbeſchrän⸗ 
kungen. Die Regierung war ſich bei Emanation dieſer Verordnung ſehr wohl 
bewußt, daß, wenn ſie jetzt dieſelbe erließe, ſie nicht in die Lage kommen 
werde, die Beſchränkungen wieder einzuführen. Ich glaube auch, daß das 
ganze Land der Regierung dafür ſehr dankbar iſt, und ſeit dem September 
d. J. werden die Herren wohl in der Lage geweſen ſein, ſich von dieſer Wir⸗ 
kung zu überzeugen. Der Referent hat behauptet, daß im kleinen Verkehr 
ſeit dem Erlaß dieſer Verordnung eine bedeutende Zinsſteigerung eingetreten 
iſt. Mir iſt davon nichts bekannt! Iſt der Werth des Getreides, des Geldes, 
iſt der . — geſtiegen? (Rufe: o jal) Meine Herren, er iſt nicht ge 
ſtiegen, ſondern er iſt nur klar geſtellt worden. 

Gemer find in einer Menge von Refolutionen viele Wünſche geäußert 
worden, welche erſt vor der Aufhebung der Wuchergeſetze erfüllt werden müß⸗ 
ten, zunächſt eine Hypothekenreform. Wenn man nun ſagt, es ſei ſo ſchwer, 
mit unſerer Hypothekenordnung zu verkehren, fo mache ich darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß hier in Berlin dulchſchnittlich jährlich 25 Millionen mehr auf Hy⸗ 
potheken gegeben als geldfcht werden, bei einer Hppothekenverſchuldung von 
250 Millionen; Sie ſehen, das iſt ein immenſer Verkebr. Klagen über zu 
langſamen Verkehr find mir auch nicht zu Ohren gekommen. Seit dem Jahre 
1819 iſt die Aenderung ſchon oft in Vorſchlag gebracht, die Bedürfnißfrage 
aber immer verneint worden. Die kurze Seſſion der jetzigen Legislaturperiode 
machte auch diesmal die Vorlage, welche fertig iſt, unmoglich. — Ferner wird 
verlangt, daß die Schuldhaft aufgehoben wird, und Herr Profeſſor Dernburg 
hat alle theoretiſchen Bedenken gegen dieſelbe geltend gemacht. In Berlin 
aber, wo doch der Wechſelverkehr und die übrigen Schuldverbindlichkeiten 1 
ungeheuer groß ſind, giebt es durchſchnittlich nur 70 Perſonen in Schuldha 

a während der calamitoſen Zeit dieſes Jahres ſogar nur 40. Außerdem 
teht dieſe Schuldhaft in ſo enger Verbindung mit der allgemeinen deutſchen 
Wechſelordnung, daß Preußen allein darin keine Aenderung vornehmen kann. 
Wenn man Frankreich als Beiſpiel hier angeführt hat, fo vergißt man, daß 
die Sache dort ſchon mehrere Jahre ſchwebt, ohne daß man zu einem Ent⸗ 
ſchluß kommen kann; es müſſen alſo gegründete Bedenken vorliegen. 

Gegen die Aufhebung der Wuchergeſetze wird ferner eingewandt, daß man 


nicht etwas für unſträflich erklären ſolle, was ſeit Jahrtauſenden für Sünde 


gehalten worden ſei. Aus der Geſchichte des Strafrechts überzeugen Sie ſich 
aber, daß ein ſolcher Wechſel fortwährend ſtattfindet. Sollte ſich aber wirklich 
eine ſchädliche Wirkung von dieſem Geſetze zeigen, ſo wird es ja Pflicht der 
Regierung ſein, neue Geſetze vorzubereiten, und dem Hauſe ſteht es ebenfalls 
frei, die Initiative zu ergreifen. Bis jetzt hat ſich ein ſolcher Schaden noch 
nicht gezeigt. Sollte ſpäter auch die Aufhebung der Zinsbeſchränkungen für 
Hypotheken er, werden, jo wird ſich die Regierung nicht weigern. Jetzt 
aber bitte ich Sie, vor Allem erſt der Verordnung Ihre geſetzliche Zuſtim⸗ 
128 zu geben. 1 a 5 

erichterſtatter v. Brunneck: Die Commiſſton iſt allerdings der Anſicht 
geweſen, daß die Verordnung zur Zeit ihres Erlaſſes wegen des beſtehenden 
Nothſtandes nothwendig und nützlich geweſen ſei; viele Mitglieder ſind jetzt 
aber der Anſicht, daß dieſe außerordentlichen Zeiten vorbei ſind und das Fort⸗ 
beſtehen der Verordnung als bleibendes Geſetz deshalb nicht nöthig if. Der 


Anſicht des Hrn. Juſtizminiſters gegenüber, daß der Zinsſatz nicht 9 0 
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ſei, bemerke ich, daß in meiner Gegend 1 Sgr. pro Thaler und Woche, 
160 Procent Zinſen gezahlt worden ſind. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Ein ſolcher Zins iſt allerdings ganz un⸗ 
eheuer; er iſt aber nicht durch die Verordnung vom 12. Mal jo par Bo 
Ben beſtand ſchon frit3er fo. Einzelne Leute haben ihn auch oft mit Vers 
gnügen gezahlt, weil ſie höheren Schaden damit abwenden oder mehr dadurch 
verdienen konnten. 

Herr Dr. Dernburg bezweifelt die abſolute Wahrheit der Schlüffe aus 
ſtatiſtiſchen Nachweiſen. 

Herr v. Beurmann (gegen den Commiſſtonsantrag und für die Regier 
rungsverordnung): Den Antrag der Commiſſion, dies Wuchergeſetz für eine 
beſtimmte Friſt noch aufzuheben, halte ich für vollkommen zwecklos, da in 
einer ſolchen kurzen Friſt ol nicht geſammelt werden können. Gerade 
durch das Fortbeſtehen der Zinsbeſchränkungen leidet der Grundbeſitz Schaden, 
da ſich das Capital dann ergiebigeren Unternehmungen 3 Die bis⸗ 
herigen Erfahrungen, die auch 1842 und 1855 mit der Aufhebung der Wucher⸗ 

eſetze gemacht worden find, ſprechen durchaus für die günſtigen Folgen einer 
olchen Aufhebung und machen ſie auch heute wünſchenswerth. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow (für den Commiſſions⸗Antrag): Es ift unmbg ⸗ 
lich, daß das Herrenhaus bei der 0 a Berathung die Regierungs⸗ 
Verordnung genehmigen und dem Beſchluſſe des anderen Hauſes ſo ehe 
Weiteres beiſtimmen kann; dazu liegt ſeit der kurzen Zwiſchenzeit auch nicht 
der geringſte Grund vor. Die gänzliche Aufhebung der Zinsbeſchrankungen 
iſt ein Umſturz der geſammten wirthſchaftlichen Verhältniſſe; denn die drei 

actoren, durch die dieſelben bedingt werden: Capital, Arbeit und Grundbe⸗ 
8, ſtehen im engſten Zuſammenhange; wird der Werth des erſteren geändert, 
o ändert ſich der Werih der anderen im umgekehrten Verhältniſſe. Vergrd⸗ 
ern Sie alſo den Werth des Capitals durch Aufhebung der Zinsbeſchrän⸗ 
kungen, ſo erſchüttern Sie dadurch den Werth des Grundbeſitzes und damit 
auch die ganze wirthſchaftliche Lage der Arbeiter. Das würde aber eine ſo⸗ 
ciale Revolution durch das ganze Land hervorrufen. Bei dem beſtehenden 
Kampf zwiſchen dem Capital und dem Grundbeſt ii das Capital ſchon im 
ſiegreichen Vorſchreiten begrißen; wenn das Capital hierin noch gefördert 
wird, jo ift die notbwendige Folge die Anhäufung des Reichthumz in den 
Be Einzelner und die Verarmung der Uebrigen und ſpeciell der Arbeiter. 

ie Folge davon iſt, daß die Augen der Arbeiter ſich dann auf die Hilfe der 
Regierung richten und alle eine Beute des Imperialismus werden. 
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Obwohl ich der Majorität der Commiſſion angehöre, möchte ich deshalb 
doch lieber für die gänzliche Verwerfung des Geſetzes ſtimmen; nur die ge⸗ 
ringe Majorität des Hauſes, welche ſich bei der letzten Abſtimmung gezeigt, 
läßt mich fürchten, daß wenn ein Mittelweg nicht gewählt wird, leicht ein 
negatives Votum herauskommen könnte. Die Theorie des laisser aller ift 
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3 leicht, aber heillos für einen Staatsmann. Wir müſſen daran feſthalten, daß 
1 der Wucher als ſolcher ſtrafbar iſt und gegen das ſittliche und religidje Be⸗ 
wußtſein des Volkes verſtößt. Ohne gleichzeitige Aufhebung der Schuldhaft 
0 und der allgemeinen Wechſelhaft dürfen auch die Wuchergeſege nicht aufge⸗ 
ö hoben werden; der Vermittelungsvorſchlag iſt deshalb auch für die Herren an⸗ 
zuempfehlen, welche das Eine von dem Andern abhängig machen wollen. Durch 
ein ſolches Votum wird auch die Regierung verhindert werden, wieder fo 
ſchnell in die ſüße Ruhe des unbeläſtigten Daſeins zu verſinken, ſondern in 
Spannung erhalten werden. Ich bin indeß auch ganz zufrieden damit, wenn 


Sie das ganze Geſetz verwerfen. f 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Der geiftreihe Vorredner hat ſich 
auf alle Gebiete des menſchlichen Daſeins begeben, daß es mir nicht möglich 
iſt, ihm auf alle Punkte zu folgen. Was feine Aeußerung in Betreff der 
„ſüßen Ruhe des unbeläftigten Daſeins“ des Miniſteriums betrifft, jo kann 
\ ich ihm aus meiner Thätigkeit als Miniſter ſeit 1862 verſichern, daß ich von 

dieſer ſüßen Ruhe nichts gemerkt habe. — Was nun die Sache ſelbſt betrifft, 
ſo ſcheint man hier mit der Frage der Fier alen eine Art Abgötterei 
zu treiben, indem man jo thut, als ob hiervon allein Alles abhinge; die Auf⸗ 
hebung der Zinsbeſchränkung iſt aber nur ein Glied aus jener großen Kette 
in der Entwickelung der nationalökonomiſchen Grundſätze, die Herr v. Kleiſt 
nicht mehr ändern wird. Wucheriſche Geſchäfte haben während des Beſtehens 
der Wuchergeſetze ſehr viele ſtattgefunden. Ich bin auf dem Lande aufge⸗ 
wachſen, und kenne die dortigen geſellſchaftlichen Verhältniſſe ganz genau, 
und daher weiß ich denn, daß auf Umwegen ſehr häufig immer ein höherer 
als der geſetzliche Zinsfuß gezahlt worden iſt. Es iſt auch ein Widerſpruch 
und führt zu vielen Ungebörigleiten, daß die Kaufleute nach dem Handelsge⸗ 
ſetzbuche allein nicht beſchränkt ſind, 4 der Begriff Kaufmann heute ein 
ſehr weiter iſt und eine große Zahl von Gutsbeſitzern z. B. Kaufleute im 
geſetzlichen Sinne des Wortes find, 0 5 
Seit dem Erlaß unſerer Verordnung habe ich auch ein Wort von irgend 
einer Beſchwerde darüber gehört; und von der Revolution, die im Lande da⸗ 
durch hervorgerufen worden ſein ſoll, habe ich wenigſtens nichts gemerkt. Ich 
1 zn alfo, daß es wohl das Gerathenſte für das Haus ift, der Vorlage der 
| taatsregierung beizuſtimmen. Die Staatsregierung wünſcht dies auf das 
Dringendſte und achtet eine proviſoriſche Genehmigung der Verwerfung gleich. 
Wenn nun geſagt wird, man könne doch nicht etwas für ſtraflos erklären, was 
früher verboten war, ſo möchte ich blos dagegen halten, daß der Kornwucher 
ja früher auch verboten war, heute aber ſehr gute Geſchäfte damit gemacht 
werden. Der Staat darf die Freiheit des Handels und Verkehrs nicht be⸗ 
ſchränken, dies iſt ein Grundſatz, den ich mir aus meiner langen praktiſchen 
Lebenserfahrung, herausgebildet habe. Der Einzelne iſt in ſeinem Geſchäft 
und in ſeinem Lebenskreiſe meiſtens ebenſo klug, manchmal noch klüger als 
die Staatsregierung. Wo alſo der Staat nicht gerade aus Rückſicht auf feine 
eigene Sicherheit eingreifen muß, da darf er nicht eingreifen, ſondern muß 
Jeden ſich ſelbſt überlaſſen. 
Sie ſelbſt, m. H., haben ja wobl früher für ſich das Selfgovernment 
1 in Anſpruch genommen und jetzt wollen Sie, der Staat ſoll Vormundſchaft 
5 üben? Was erreichen Sie denn mit der . re Gar nichts. Wenn 
a die Frage heißt: Kein Geld oder theures Geld? dann wird man doch wohl 
theures Geld wählen müſſen. Was nun die Frage der Hypothekenbanken be⸗ 
. trifft, ſo habe ich die Einrichtung ſolcher Ben immer gefördert und wünſche 
FR, ihnen ein gutes Gedeihen; aber ich weiß aus eigener Erfahrung, daß dieſe 
15 allen Bedürfniſſen auch nicht genügen können, Selbſthilfe und Verei⸗ 
ö nigung iſt das einzige Princip, auf dem Sie fortbauen müſſen, um dem 
Grundbeſitz zu helfen Es iſt ja ganz natürlich, daß ſich die Intereſſen des 
Grundbeſißers und des Capitaliſten gewiſſermaßen widerſtreiten; der Grund: 
beſitzer will einen geringen Zinsfuß und lange Kündbarkeit, der Capitaliſt 
einen möglichſt hohen Zinsfuß und kurze Kündbarkeit. Setzen Sie nun als 
Vermittler hierzwiſchen das Inſtitut einer Actiengeſellſchaft, jo will dieſe doch 
ſelbſt dabei verdienen und Sie können dann keinen Vortheil davon haben. 

Das einzig Richtige iſt, daß die Grundbeſitzer ſich zuſammenthun und ſelbſt 
Inſtitute gründen, durch die ſie vermitteln und verdienen können mit erlaub⸗ 
ten und ſicheren Geſchäften. Solche Societäten kann aber die Regierung nicht 
ins Leben rufen, ſondern ſie müſſen aus ihrer eigenen Initiative hervorgehen. 
Die Rückſicht auf die neuerworbenen Länder kann uns nicht davon abhalten, 
nöthige Reformen bei uns einzuführen. Was unſere Hypotheken⸗Ordnung 
Aaaubetrifft, fo kann dieſe allerdings verbeſſert und abgekürzt werden; es wird 
Rh auch geſchehen; der Entwurf ift ſchon fertig, konnte aber bei der Kürze der 
gegenwärtigen Seſſion nicht mehr * t werden. — Ich wiederhole noch⸗ 

mals, daß die Staatsregierung eine Genehmigung auf beſtimmte Zeit einer 

Verwerfung des Geſetzes 727 achtet, und — Ihnen deshalb dringend 

die Annahme deſſelben. Ich bin ein alter Diener und Anhänger dieſes Hau⸗ 
Ihr; ſes und möchte es nicht gern erleben, daß Sie die Vetordnung verwerfen; 
ii nach meiner feiten Ueberzeugung wäre dies entſchieden gegen die Intereſſen 
des Hauſes ſelbſt. > 

Der Schluß der Debatte wird angenommen. 

ur perſönlichen Bemerkung erhält das Wort der Berichterſtatter Herr 
v. Brünneck⸗Jacobau: Da nach gewiſſenhafter Ueberzeugung mix die An⸗ 
nahme der Regierungsvorlage unmöglich iſt, ſo werde ich nach der Erklärung 
der Staatsregierung, daß ſie die Annahme des Commiſſionsbeſchluſſes einer 
Verwerfung gleich achtet, nunmehr für dieſen ſtimmunn. 

Es entſpinnt ſich darauf eine längere Debatte über die Reihenfolge der 
Abſtimmung. Nachdem man ſich darüber geeinigt, wird zuerſt en 
über den neuen Geſetzentwurf, wie ihn die Commiſſion vorgeſchlagen, 
wonach die Zinsbeſchränkung bis zum 1. April 1868 aufgehoben werden joll; 
dieſer wird aber bei namentlicher Abſtimmung mit 40 gegen 66 Stimmen 
verworfen; für denſelben ſtimmen u. A. Präſident Graf 3 und die 
Ober⸗Tribunalsmitglieder Dr. Götze, v. Schlieckmann, v. Daniels; 
Prof. Dernburg enthält ſich der Stimme. Sodann wird abgeſtimmt über 
die Regierungs vorlage, wie fie aus dem Abgeordnetenhauſe herüber⸗ 
mn iſt. Dieſe wird mit 59 gegen 48 Stimmen angenommen; der 
; erordnung vom 12. Mai wurde jomit die nachträgliche derfaſſungsmäßige 
4 balndten ertheilt und die Zinsbeſchränkungen mit den bekannten 
. odalitäten aufgehoben. Die Reſolutionen, auch das Amendement des 
5 Grafen Rittberg wurden abgelehnt, nur die Reſolution V.: „die Regierung 
zur baldigen Vorlegung eines neuen Hypothekengeſetzes aufzufordern“, ange⸗ 
Kit nommen, N f 
ie Zweiter Gegenſtand der T.⸗O, ift der Bericht über die Ermäßigung und 
10 Aufbebung des Gerichtskoſtenzuſchlages. Referent v. Bernuth erklärt, daß 
die Commiſſion mit allen Ausführungen der Commiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes und der Regierung einverſtanden iſt. — Das Geſetz wird einſtimmig 
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angenommen. 
RE iniſter v. Selchow bringt einen Vorfluths⸗Geſetzentwurf ein für Neu⸗ 
Vorpommern und Rügen, welcher ſchon 1865 vorgelegen hat, aber nicht zum 
Abſchluß gekommen iſt. — Derſelbe wird einer beſonderen Commiſſion über⸗ 


wieſen. 
Der dritte Gegenſtand der T.⸗O. iſt der Bericht über die anderweite 
Regelung der Grundſteuer ꝛc. Referent v. Katte 51 8 auf das 
Wort. Hr. v. Haſſelbach ſpricht über die ſchnelle Erledigung ſeine beſondere 
Freude aus. Das ganze e angenommen. 
Vierter Gegenſtand der T. O. iſt der Bericht über das Dotationsgeſetz. 
Referent v. Frankenberg⸗Ludwigsdorf: Es iſt ſchade, daß die Do⸗ 


tationen nicht haben verdoppelt werden können; ich bitte, wenigſtens das Ger 11772 Nab 


forderte zu Helen 1 0 
4 Hr. v. Below: Das Abgeordnetenhaus hat, wie mir ſcheint, ſehr zweck⸗ 
mäßigerweiſe Namen mit in das Geſetz übernommen und Sr. Majeftät die 
Vertheilung überlaſſen. Schließlich iſt den Dotirten doch der Dank des Königs 
And die Anerkennung des Landes das Meiste. Erfreulich wäre es auch, wenn 
Sr. Majeftät belieben ſollte, einem oder dem anderen dieſer Männer hier 
einen Sitz zu geben. Ich bitte, die Vorlage anzunehmen. g 
Kol Gr. Rittberg: Die jetzige Entwickelung Preußens ift wohl ohne Gleichen 
in der Geſchichte; zum Heile Deutſchlands iſt es darin in dieſem Jahre fo 
Angeheuer weiter gekommen. Dazu haben die ſachverdienten Männer, welche 
70 das Geſetz nennt, weſentlich beigetragen. Noch zwei Generale giebt es, welche 
dazu gewirkt haben; aber fie ſtehen uns ſo fern, daß fie nicht in dies Geſetz 
kommen, wenn ihnen auch dieſer Dank gebührt. Ich bitte, die Vorlage ein⸗ 
fſtimmig anzunehmen. n 
16 Das Geſetz wird verleſen und einſtimmig angenommen. 
255 Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 12 Uhr. 
T. O.: Rheinſchifffahrts⸗Abgaben. Bauten in Städten und Dörfern und die 
Wahl eines Mitgliedes zur Staatsſchulden⸗Commiſſion. 


70 Berlin, 18. Dezember. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat 
AR: er n Auguſt Loh das Prädicat eines königl. Hof⸗ 
attlers verliehen. 
Dem techniſchen Mitgliede des königl. Eiſenbahn⸗Commiſſariats zu Berlin, 
Regierungs⸗ und Baurath Vogt, iſt die commiſſariſche Verw ung der 
Stele des techniſchen Mitgliedes der königlichen Direction der Niederſchleſiſch⸗ 


* 
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Märkiſchen Eiſenbahn zu Berlin cen e und das techniſche Mitglied der 
königlichen Direction der Weſtfäliſchen Eiſenbahn, Eiſenbahn⸗Director Simon 
zu Münſter als techniſches Mitglied des königlichen Eiſenbahn⸗Commiſſariats 


nach Berlin verſetzt worden. 

Berlin, 19. Dez. [Se. Majeſtät der König] begaben Aller: 
hoͤchſiſich um 10 Uhr zu Sr. Majeſtät dem Könige von Sachſen nach 
dem königlichen Schloſſe, von wo die beiden Majeſtäten zuſammen um 
11 Uhr nach dem Anhaltſchen Bahnhofe fuhren. Dort waren Ihre 
Majeſtät die Königin mit allen Prinzen des Königlichen Hauſes anwe⸗ 
ſend, um von Sr. Majeſtät dem Könige von Sachſen Abſchied zu neh⸗ 
men. Se. Majeſtät der König empfingen den Vortrag des Civil⸗Ca⸗ 
binets, nahmen eine Adreſſe der Stadt Münden aus den Händen einer 
Deputation an, zu der der Stadtſyndikus Dr. Wittſtein, Senator 
Wueſtenfeld und Bürgervorſteher Seidler gehörten, und ertheilten Audienzen 
dem Ober⸗Jägermeiſter Grafen zu Stolberg, dem Referendar und Lieute⸗ 
nant im 20. Landwehr⸗Regiment Hellhoff, an beiden Füßen amputirt 
und den Sergeanten Seibt des 1. Magdeburgiſchen Infanterie⸗Regi⸗ 
it Nr. 26, der ſich bei Königgrätz auf ſehr rühmliche Weiſe aus⸗ 
zeichnete. 

Geſtern fand im Palais bei Ihren Majeſtäten eine muſtkaliſche 


middling Dbollerab 11%, Bengal 8%, good fair Bengal 9%, Domra 12. 
4 — 19. Dezbr. Peisten, raff. Type, „ flau, 55 Fres. 


50 19, Dezember, Nachmittag 3½ Uhr. Rüböl pr. Dezember 98, 50, 
vr. Janna an 50, pr. N35 uſt 99, 50. Mehl pr. Dezember 
75, 25, br. Januar ⸗ April 77, 00, Spiritus pr. ber 61. 50 
London, 17. Dezember. Getreidemarkt (Schlußbericht). Engliſcher 
und fremder Weizen 5 Montagspreiſen beſchränkt. Große Einfuhr fremden 
Hafers. — Schönes Wetter. 5 

Amſterdam, 19. Dezember. Getreidemarkt (Schluß bericht). Roggen 
auf Termine 1 Fl. niedriger. Raps pr. October 76. Rüb öl pr. Mai 41%, 
pr. October⸗Dezember 42%. 


per 


1 [Schluß ⸗Courſe.] 1 Uhr 
% Dr zen Ban 

3. 
Pfandbriefe e bez. Oeſterr. National⸗Anleihe 50% Br. 


ieger —. b 5 
51 2. ppc Tan Mi: Gld. Oeſterr. Creditbank⸗ 
Amerikaner 76 — 4 bez. Watſchau⸗Wiener 61 Gld. Minerva 30% dez. 


7 


Breslau, 20. Dezember. Preiſe der Cexealten. 
Feſtſetzungen der fee Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein 


Soiree ſtatt. (St.⸗A.) mittel ordin. 
[Die für die Dauer des Krieges bei der Armee einge⸗ Weizen, weißer. 92—96 86 82—84 Gerſte 58—59 55 50-53 

tretenen General⸗Aerzte] find nunmehr von dieſem Amte, unter | dg gelbe a — —.— er a! — u 
i en 66 Erbſen 35 — 

Verleihung von Orden und Rangerhoͤhungen, entbunden worden. Ahlkungen ae ten Gommiffion zur Setellung 


[Berichtigung,] Der Abg. Hoppe berichtigt in der „Nat.⸗Z.“ 


die Mittheilung, daß er für die Verwerfung des ganzen Etats ge⸗ RA 5. C. 8 204 194 180 
ſtimmt habe; er habe im Gegentheil für die Annahme deſſelben geſtimmt. ——— Pe 8 105 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
— Breslau, 20. Dezbr. [Feuersgefahr.] Die Hauptfeuerwache rückte Dotter. 168. 158 
heute früh 4 Uhr nach er auſe Vom latz Nr. 2 (früher: ey Loco- (Kartoffel⸗) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
wöfelbft 1 . ‚zum Brennen gelommen, bon = Hausbewohnern W Fa 1 —.— 6% om Gt. Hafer 
er bereits ge worden war. Alarmirt wurde die Feuerwehr bon d inciel ge gt: — N 1 er 
Station Nr. 8 (Gr. Scheitnigerſtraße Nr. 2). . Ctr. Rapskuchen. 100 Etr. Rüböl. — Ctr. Leinöl. 15,000 Ort. Spiritus. 
Breslau, 20. Dez. aſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 2 3. U.⸗P. — F. 10 3. f 
2 Z Berliner Börse vom 19. Dezember 1866. 
/ A Vw o ³· A EEE CET TTEERT N — 
; ; . 1d- 8 Tlsenbahs-ötanmm-Letien 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 1 105 De 8 * e . 
Berlin, 19. Dez. Abends. Die Budgeteommiſſton berieib über! e 150 5 8 be. Maier 
den Michaelis'ſchen Antrag, betreffend die Verlegung des Etats.“ 40 — — Be a 2 
jahrs. Der Negierungscommiſſar Mölle proteſtirte dagegen. Die dit 1888 2 ep 
Commiſſion vertagte die Beſchlußnahme bis nach den Ferien. Die dito 1857 
Petitions⸗Commiſſion überwies die Petitionen wegen der Richtan⸗ u 2 
ſtellung der Juden im Juſtizdienſt (Art. 12 der Verfaſſung) der Ne⸗ e 84 — 
gierung, deren Commiſſar das bisherige Verfahren mit der Unthun⸗ ber agen * 
lichkeit der Eidesabnahme von Chriſten durch Juden rechtfertigte. 8 — mai 
(Wolff's T. B.) S JPosensche e berg .| A. 
Peſt, 19. Dezbr. Die Magnatentafel hat in ihrer heutigen Sitzung] 2 alte neue... 1e 
den Adreßentwurf der Deputirtentafel mit überwiegender Majorität an | & — ee 7 * 
genommen. 80 non ra 
Agram, 19. Dezbr. Der croatiſche Landtag hat die Adreſſe en 2 8 
bloc angenommen. a E . else. 
Paris, 19. Dez. Der „Abend⸗Moniteur“ fagt in feinem Bulletin, | 0. r ea Beni : 
indem er die Miſſion Tonello's beſpricht: Man iſt zu glauben berech⸗ Geke J 4 b ba. enn 76% br. e. a 
tigt, daß die italieniſche Regierung über die gute Wirkung, welche die | 2 F. 
Rückkehr der Biſchöfe hervorgebracht hat, glücklich iſt und daß ſie es für | 8. 


eine Ehrenſache halten wird, auf dem Wege zu beharren, indem fie 
eine vollſtändige Beruhigung der Gewiſſen und ein loyales Einverneh⸗ 
men der bürgerlichen und geiſtlichen Behörden erſtrebt. Die Wahl der 
Stadt Florenz als Hauptſtadt war ein Pfand für die Weihe der neuen 
Politik. Es ift zu hoffen erlaubt, daß die päpſil. Regierung nicht mehr 
anſtehen wird, die oͤkonomiſchen und materiellen Maßnahmen, welche 


dito Poln,Sch.-ObL/4 61 % à & br. 


Pola. Pfandbr. III. Km. 4 69 B | 


durch die Natur der Dinge geboten find, ins Auge zu faſſen und ihre] Pola. odL, 600 FL 189%, 0. f 
Beziehungen zu ihren Unterthanen und zu Italien auf feſter Bafis zu] Lu re 4 nit. Obi 1 „ i er 
begründen. Baden. 35 Fl. Loose|— B. De 2 

Die „France“ meint, daß die Reife der Kaiferin einen. Aufſchub e. Bt-Anl 0.16% & 76 de. Rramer Bank., 15 


erleiden könne. „Temps“ glaubt zu wiſſen, daß die Acte über die Ab: |, Figanbahn-Frlertüta-Aetlen. IDarmst. need. 


dankung des Kaiſers Maximilian an die franzoſiſche Regierung gelangt iſt. N 96%, br. IGeraer Bank... 8 
Brüſſel, 19. Dezbr. In der heutigen Sitzung der Repräfentan-| uud 1 F |Eanmorersche.| © 
tenkammer beflätigte der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, n ne a ee, . 
Rogier, daß die belgische Regierung in Betreff der mit Holland über! de eee, f 8 
die Schiffbarkeit der Schelde ſchwebenden Differenzen andie bei dieſer An:| te Du ie be iagdeburger B. Bfhe 
gelegenheit am meiſten betheiligten Mächte appellirt hat. Das Ne| dito .I A . . 

ſultat dieſes Appells ſei zwar noch kein definitives, es ſei aber Grund Gee, Ge 1 7 — Ihäringer Bank] 4 

zu glauben, daß die Mächte nicht anſtehen werden, ſachverſtändige und | „ro, Un Em. zii ar ne 
unparteiifche Ingenieure zu ernennen, welche nicht als Schiedsrichter] Wiodersch-Märk,. .. se 0 I 
auftreten würden, ſondern als berathendes Comite, und hierin läge nichts Pr 4 Eu 58 bu, |Darmatädter „| 6 
Feindſeliges gegen Holland. * 1 7 82 be 1155 8e 5 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. e B... „% — »|4 
waris, 19. Dezember, Nachm. 3 Ubr. Die Börfe war feſt und belebt. s 8.7 17 Io 31% \ 
Die Zproc. eröffnete zu 69, — und hob fih auf Notiz. Conſols von Mittags dite FK. 10 B. Ogsterr,Credb.A.| 8 
1 Uhr waren 89% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zproc. Rente 69, 4 A | chl. Bank-Vor. .| 6 
20. Ital. öproc. Rente 57, 25. Jproc. Spanier, —. proc. Spanier —. gest. sad. r- B. % f % f 
Deſterr. Staat ⸗Eiſenbahn⸗Actien 400, —. Credit⸗Mob.⸗Aktien 505, —. Lom⸗ Bholn v. Bi gar... 140 7. 3 8 


bard. Eiſenbahn⸗Aktien 380, —. Oeſterr. Anleihe von 1865 pr. opt. 
302, 50. 6% Ver. St. pr. 1882 80%, 

London, 19. Dezbr., Nachm. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe. Conſols 89%. 
1% Spanier 32. Sardinier 72. Italien. 5% Rente 557. Lombarden 
15%. Mexicaner 18%. 5% Ruſſen — 75 Neue Ruſſen 85 ,. Silber 60%. 
Türkiſche Anleihe 1865 32. 6% Ver. St.⸗Anl. pr. 1882 71%. 

Der De „Germania“ iſt mit 560,634 Dollars an Contanten aus 
outzampton eingetroffen. 


Berlin, 19. Dezbr. R I 79—80pfd. 55—% Thlr. ab 
Bahn 1, A Ioco 1 Au, . eee Ice of 
7 Im r. > ’ b > — 
Thlr. bez, Appl Mal 16% 5 in. a Beh 25 


bez. 
und Br., %, Thlr. Gld., Juni⸗Ju sr 


r. be i 
i 17 Eh . 


Newyork in g 7 

‘ Frankfurt a. M., 19. Dezemder, Nam. 2 Uhr 30 Minuten. Nicht. . Breslau, 20. Dezember. Wind: Weit, Wetter; trabe. 
begehrt. Schluß ⸗ 15 7 Breufif e Ruflenideine IRA; N 1 555 ir 2 a Bei ruhigem Nene han 1 
Wechſel 105 B. Hamburg. Wechſel 883%. Londoner « riſer Welfen befhupteh''e. 7 38 85 


I) 
Bantantheile 633. Oeſterr. Eredit⸗Actien 133, Darmit. Bank⸗Actien 209 
Darmſtädter Zettelbank —. Meininger Credit⸗Actien —, gern 


Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. Oeſterr. Eliſabetbahn tet, pe. 50 Pfd. 31—34 


Erbſen underändert. — Wicken wenig 
upinen vernachläſſigt. — Schle⸗ 


255 efrag unverändert. — L 
186071 au e l ofe 65. l 51 Br. Kurs Nee Dobnen nefragt: r. Schlaglein preishaltend. — Rapskuchen bes 
ſſiſche Looſe 53 Br. Baieri ämien =» An . Oeſterreich.] gehrt, 51— 85 1 . 
ee . 5 Pie , 4 Nellie 9% 


Verſammlung 


1860er Leoſe —, —. 1861er Looſe — — eſterr.⸗Franz.⸗Staatsbahn 
Lig gegen e e ebenen en dene Beben der Mitglieder des Wahl: Vereins 

* je 2 - ’ 
e Me, Sal Mut  griag, dm 21. d. M6., Aende 8 übe, Im Saale 
Oeſterr. 1860er Looſe 61 4. Meri —. Vereinsbank Nord⸗ Café restaurant. 


Tagesordnung: 

1. Beſprechung und Beſchlußfafſung: 
über die bevorſtehenden Wahlen zum norddeutſchen Parlamente, 
über die Frage der Aufſtellung eines Programms, 
uber den vom Vorſtande genehmigten Entwurf zu einem Pro⸗ 

gramme, 
2. Vorſchläge von Candidaten. 
Breslau, den 19. Dezember 1866. 
Der Vorſtand des Wahl- Vereins. 


86. 1886er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 81. 

68%: Da pCt. 8 

urg, 19. Dez. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, ab aus⸗ 

hiahr ab Roſtock 146 Beh 
er 
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Liverpool, 19. Dez. Mittags. Baumwolle: 30,000 Ballen, Umſatz. — — — 
Sehr lebhafter Markt, Preiſe ſteigend. Middling amerikanische 14%, midd⸗ Veerantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
ling Orleans 14%, fair Dhollerah 12, good middling fair Dhollerah 11%, Drud von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
2 1 


